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Kurzfassung 

Mit dem großflächigen Tagebau im Rheinischen Braunkohlenrevier gehen 
für die dort lebenden Menschen und die Umwelt starke Veränderungen 
einher. Besonders betroffen ist die Landwirtschaft, die mit dem Bergbau 
einen Flächennutzungskonkurrenten erhält. Sukzessiver Wegfall der 
Produktionsflächen und in vielen Fällen die bevorstehende Umsiedlung 
beeinträchtigen die Wirtschaftsweise der Landwirte. Nur in Ausnahmefällen 
erfolgt die Umsiedlung landwirtschaftlicher Betriebe im Zuge geschlossener 
Umsiedlungen. Neue Hofstandorte finden sich in Weilern und Gruppen­
siedlungen. Hiermit verbindet sich die Bewirtschaftung von Neuland, 
rekultivierten Flächen, deren Neuordnung und Rückgabe im Rahmen von 
Flurbereinigungen erfolgt. 

Im Rheinischen Braunkohlenrevier, 
mit 55 Mrd. Tonnen das größte 
zusammenhängende Braunkohlenvor­
kommen Europas, werden jährlich bis 
zu 120 Mio. Tonnen Braunkohle durch 
die Rheinischen Braunkohlenwerke 
AG abgebaut. 

Die gewonnene Braunkohle wird über­
wiegend verstromt und deckt über 
40 % der Bruttostromerzeugung in 
Nordrhein-Westfalen. Aufgrund der 
geologischen Verhältnisse ist der Ab­
bau der Braunkohle nur im Tagebau 
möglich. Dies erfordert das vollstän­
dige Abtragen der Deckschichten. 

Tagebau bedeutet Umsiedlung von 
Ortschaften und deren Bewohner und 
zugleich der Heimat (1). Umfangreich 
sind die Eingriffe in die Natur und ins­
besondere in den Wasserhaushalt, und 
immer wieder wurden die ökologi­
schen Folgen des Braunkohlenabbaus 
in Fachkreisen und in der Öffenlichkeit 
diskutiert (2) . Weniger bekannt gewor­
den sind dagegen die Probleme für die 
Landwirtschaft, denn diese beginnen in 
der Regel lange vor der eigentlichen 
Umsiedlung, wenn erste Betriebsflä­
chen durch den Bergbau in Anspruch 
genommen werden und den Landwir-
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ten sukzessive die Existenzgrundlage 
entzogen wird. 

Das Westrevier wird durch die Städte 
Eschweiler, Jülich und Düren begrenzt 
(Karte 1). Bis 1987 erfolgte der Abbau 
der im wesentlichen im nahegelegenen 
Kraftwerk Weisweiler verstromten 
Braunkohle im Tagebau Zukunft-West. 
Mehrere kleinere Tagebaue waren zu 
diesem Zeitpunkt bereits rekultiviert. 
Als Anschlußtagebau folgte Inden I, 
und seit März 1990 liegt die Geneh­
migung zum Abbau des Feldes In­
den II vor. Insgesamt wurden bis 1990 
4 250 ha Fläche für den Braun­
kohlenabbau beansprucht, das ent­
spricht etwa der 2,9 % der Fläche der 
Landkreise (3). 92 % waren landwirt­
schaftliche Nutzfläche, deren Böden 
sich durch hohe Güte und Ertrags­
fähigkeit auszeichneten. Seit den 50er 
Jahren wurden mindestens 90 land­
wirtschaftliche Betriebe umgesiedelt, 
weiteren 50 Höfen steht eine Umsied­
lung noch bevor. 

Flächenbedarf 

Die bergbauliche Inanspruchnahme 
der Flächen beträgt zwischen l O und 
20 Jahre, wobei ein gewisser Flächen-

bedarf für stationäre Betriebsanlagen 
über mehrere Jahrzehnte besteht. Das 
Recht auf Inanspruchnahme von land­
wirtschaftlich genutzten Flächen und 
Grundstücken ist im Bundesberggesetz 
geregelt (4). Verweigert ein Grundbe­
sitzer die Zustimmung zur Nutzung 
seiner Flächen, besteht die Möglichkeit 
der Grundabtretung. Der Bergbautrei­
bende seinerseits ist verpflichtet, eine 
Nutzungsentschädigung zu leisten. Die 
Nutzungsentschädigung, die zwischen 
dem Rheinischen Landwirtschafts­
verband e.V. und Rheinbraun ver­
einbart wurde, richtet sich nach der 
Bonitätsstufe des Grundstücks und 
dem Umfang der jeweils abgetretenen 
landwirtschaftlichen Fläche. Entschä­
digungsberechtigt sind nur selbst­
wirtschaftende Landwirte mit minde­
stens 5 ha LF. 1977 waren 189 Betriebe 
durch die Tagebaue. Zukunft-West 
und Inden I betroffen. Sie verfügten 
über eine Gesamtbetriebsfläche von 
4 632 ha, wovon 2 560 ha (= 55 3 %) 
im Abbaubereich lagen (5) . 

Pachtlandproblematik 

Fast alle landwirtschaftlichen Betriebe 
im Westrevier verfügen über Pacht­
land. In der betrieblichen Planung er-
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Karte 1 
Braunkohlenabbau im Westrevier 

weist sich das Pachtland als ein großer 
Unsicherheitsfaktor, da der Braun­
kohlenbergbau ebenfalls als Nutzungs­
konkurrent auftritt. Viele Verpächter 
bieten ihre Flächen Rheinbraun zum 
Verkauf an, um über den Verkaufserlös 
individuell disponieren zu können. 
Nach der späteren Rekultivierung ste­
hen diese Flächen den ehemaligen 
Pächtern häufig nicht mehr zur Ver­
fügung, da sie der Bergbautreibende 
zur Abdeckung der durch Restlöcher 
entstehenden Flächendefizite nutzt. 

Auch die Pächter haben die Möglich­
keit, die entsprechenden Flächen zu 
kaufen,jedoch fehlen dafür zumeist die 
finanziellen Mittel. Sofern noch kein 
Eigenbedarf besteht, verlängert der 
Bergbautreibende in der Regel die 
Pachtverhältnisse durch einjährige 
Pachtverträge. Für entzogene Pachtflä­
chen erhält der Pächter eine Pachtauf­
hebungsentschädigung (6). Aufgrund 
vielfach bestehender nur kurzfristiger 
Pachtverträge oder mündliche Verein­
barungen wird generell ein Zeitraum 
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von mindetens sechs Jahren entschä­
digt (7). Die Pachtlandbeschaffung 
stellt am Umsiedlungsstandort eine be­
sondere Problematik dar. Zwar wird in 
den Braunkohlenplänen "wegen des 
hohen Pachtlandanteils in der Köln­
Aachener-Bucht" der Bergbautrei­
bende dazu angehalten, sich intensiv 
um die Verlagerung des Pachtlands an 
den neuen Standort des Umsiedlers zu 
bemühen (8), ein Rechtsanspruch be­
steht jedoch nicht. Die größte Bereit­
schaft, Flächen verlagern zu lassen, be­
kunden in erster Linie Kirchen, Stiftun­
gen oder Verwandte (9). 

Bei einer Erhebung durch die Land­
wirtschaftskammer 1985 bewirtschaf­
teten 90 durch den Tagebau Inden I be­
einträchtigte Betriebe insgesamt 55 % 
der Fläche in Pacht. 42 % waren durch 
langfristige Pachtverträge gesichert, 
fast ein Drittel der Pachtfläche war im 
Besitz der Rheinbraun und somit nur 
unsicher in den Produktionsprozeß ein­
zuplanen (10). 

Umsiedlung 

Durch den Tagebau wird die Umsied­
lung von Ortschaften und Einzelanwe­
sen erforderlich. Im Westrevier er­
folgte zwischen 1953 und 1991 die 
Umsiedlung der Orte Lürken, Lang­
weiler, Oberrnerz, Laurenzberg, Lan­
gendorf, Pützlohn, Lohn, Erberich und 
Pattern. Bei den Ortschaften Hehlrath, 
Warden, Niederrnerz und Fronhoven 
mußten Teilumsiedlungen durchge­
führt werden. 

Im Rheinischen Revier wird nach 
Möglichkeit die geschlossene U msied­
lung praktiziert. Landwirte können in 
diese aber nur selten einbezogen wer­
den. Aufgrund geltender Immissions­
schutzbestimmungen und Auflagen 
der Gewerbeaufsicht ist eine Ansied­
lung landwirtschaftlicher Betriebe in 
oder am Rande der Ortslage nicht 
möglich (11). Lediglich Neben­
erwerbsbetrieben und flächenextensi­
ven, viehlosen Betrieben kann ein sol­
cher Standort angeboten werden. 
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Die Umsiedlung landwirtschaftlicher 
Betriebe unter Erhaltung der Besitz­
struktur ist in den Braunkohlenplänen 
festgelegt. Finanzielle Grundlage für 
den Erwerb oder Neubau des Ersatzbe­
triebs ist der Verkaufserlös, der durch 
den alten Betrieb erzielt wird. Allge­
mein ist bei den Entschädigungsver­
handlungen mit einer Abwicklungszeit 
von eineinhalb Jahren zu rechnen. 
Nach einer Bestandsaufnahme nimmt 
ein unabhängiger, vereidigter Sachver­
ständiger die Wertermittlung vor. Der 
Grundstückswert wird über das Ver­
gleichswertverfahren ermittelt. Die 
zum Hof gehörenden Flächen werden 
nach den aktuellen Bodenpreisen fest­
gelegt. 

Den Landwirten wird die Möglichkeit 
einer frühzeitigen Umsiedlung einge­
räumt, wenn die Wirtschaftlichkeit des 
Betriebs stark beeinträchtigt ist (12). 

Die Entscheidung der Landwirte, auch 
nach der Umsiedlung einen land­
wirtschaftlichen Betrieb zu bewirt­
schaften, wird im wesentlichen von 
psychologischen Gründen wie Verbun­
denheit mit der Landwirtschaft und 
Familientradition, der agrarwirtschaft­
lichen und -politischen Situation, 
Größe und Wirtschaftlichkeit des 
Betriebes, Flexibilität und Alter des 
Betriebsleiters sowie durch steuerliche 
Gründe beeinflußt (13). 

Hat sich ein Landwirt zur Weiterbe­
wirtschaftung seines Betriebs ent­
schlossen, muß er sich entscheiden, ob 
er einen Ersatzbetrieb außerhalb oder 
innerhalb des Reviers bewirtschaften 
möchte. Die zweite Möglichkeit ist 
meist mit der Bewirtschaftung von 
Neuland verbunden. 

Die Umsiedlung auf Neuland erfolgt in 
Weilern bzw. Gruppenansiedlungen 
mit möglichst vielen Landwirten eines 
bisherigen Ortes. Die Errichtung von 
Weilern bietet sowohl wirtschaftliche 
als auch soziale Vorteile. So ist die Er­
schließung kostengünstiger als bei Ein­
zelhöfen, alte nachbarschaftliche Be­
ziehungen bleiben erhalten, Nachbar­
schaftshilfe kann praktiziert werden. 

Im Westrevier entstand bislang der 
Weiler Langweiler mit elf landwirt-
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schaftlichen Betrieben, die zwischen 
1982 und 1990 bezogen wurden. Die 
Landwirte bewerteten das Leben im 
Weiler durchweg als positiv, insbeson­
dere die Vorteile der Bewirtschaftung 
moderner landwirtschaftlicher Betrie­
be mit arrondierten Flächen ohne 
Rücksicht auf die nichtlandwirtschaft­
liche Bevölkerung. Problematischer ist 
allerdings die Situation für Kinder und 
Altenteiler, da keine Anbindung an den 
ÖPNV besteht. Alle Landwirte zogen 
den Weiler einer Gruppensiedlung bzw 
der Einzelhoflage vor (14). 

Für die rekultivierte Fläche des Tage­
baus Zukunft-West liegen bereits Pläne 
für den Weiler Pattern vor, der Bau­
plätze für neun Vollerwerbsbetriebe 
vorsieht. 

Rund um den Tagebau Zukunft ent­
standen drei Gruppenansiedlungen mit 
insgesamt zwölf landwirtschaftlichen 
Betrieben (siehe Karte 2). 

Beeinflußt wird die Wahl eines neuen 
Standortes durch betriebliche Aspekte 
(Boden, Klima), Heimatnähe, Eigen­
tumsflächen am Umsiedlungsstandort 
und von Angeboten von Seiten des 
Bergbautreibenden. 

Von 92 umgesiedelten landwirtschaft­
lichen Betrieben im Westrevier konn­
ten 45 Betriebsleiter einen neuen 
Betrieb im Umkreis von 10 km von der 
alten Hoflage erwerben bzw. erbauen. 
Fünf Betriebsleiter erwarben Ersatz­
betriebe in Schleswig-Holstein bzw. in 
Hessen. 

Rekultivierung und 
Neulandbewirtschaftung 

Die Rekultivierungsverpflichtung ist 
dem Bergbautreibenden durch das 
Bundesberggesetz[§ 2 Abs. 2, § 39 (3)] 
auferlegt. Vorschriften für die land­
wirtschaftliche Rekultivierung sind in 
den Richtlinien des Landesober­
bergamtes Nordrhein-Westfalen für 
das Aufbringen von kulturfähigem 
Bodenmaterial für die im Tagebau be­
triebenen Braunkohlenbergwerke vom 
22. Januar 1973 enthalten. Ziel ist 
die Wiederherstellung eines Kultur­
bodens, der dem natürlichen Boden 

entspricht, produktiv und ertragsfähig 
ist. Erlaubt ist bei der Rekultivierung 
nur das Auftragen von Mutterboden 
und Löß in der obersten Schicht. 

Seit Beginn der Rekultivierungsmaß­
nahmen liegt die Priorität bei der Ent­
stehung landwirtschaftlicher Flächen. 
Stand früher die Schaffung optimaler 
Nutzungsverhältnisse an oberster 
Stelle, so sind in den letzten Jahren 
auch landschaftsgestalterische und 
ökologische Gesichtspunkte in den 
Vordergrund gerückt. Aufgrund geän­
derter Nutzungsansprüche sind die 
Erholungsnutzung und Landschafts­
pflege mit möglichst geringer 
Flächenbeanspruchung in die landwirt­
schaftlichen Vorranggebiete zu inte­
grieren (15). 

Auf eine ca. 2 m mächtige, wasser­
durchlässige Rohkippe wird bei der 
landwirtschaftlichen Rekultivierung 
eine Lößschicht von mindestens 2 m 
aufgebracht. Zu berücksichtigen ist 
eine Setzung des Bodenmaterials von 
ca. 5 %. Um Ersosionsschäden vorzu­
beugen, darf eine Höchstneigung der 
Fläche von 1,5 % nicht überschritten 
werden. Der selektiv abgebaggerte Löß 
wird meist über Bandanlagen transpor­
tiert und im Trockenverfahren mittels 
Großabsetzern aufgeschüttet und an­
schließend eingeebnet. Idealerweise 
sollte das Bodenmaterial einen hohen 
Schluffanteil (70 % ), einen Sandanteil 
unter l O % und einen Tongehalt von ca. 
20 % haben. Untersuchungen des Geo­
logischen Landesamtes ergaben, daß 
die Lößauflagen der Haupt- und Mittel­
terrasse das günstigste Bodenmaterial 
für die Rekultivierung stellen. Über 
bodenkundliche Gutachten (Lößgut­
achten) wurden 1957 bzw 1984 für In­
den I, 1986 für Inden II Mächtigkeit 
und Qualität der Lößvorkommen er­
mittelt. Insgesamt wurden auf beiden 
Abbaufeldern fast 550 Bohrungen ab­
gelassen, die z. T. bis in 18 m Tiefe 
reichten. Von den 56 (50) Mcbm 
Lößvorrat des Tagebaus Inden I 
(Inden II) waren 54 ( 40) Mcbm für 
die landwirtschaftliche Rekultivierung 
nutzbar (16). 

Nach Auftrag der Lößschicht beginnt 
heute eine auf sieben Jahre angesetzte 
Zwischenbewirtschaftung der land-
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Karte 2 
Neuansiedlung landwirtschaftlicher 
Betriebe auf dem Gelände des 
Tagesbaus Zukunft-West 

wirtschaftlichen Fläche, die von rhein­
brauneigenen landwirtschaftlichen Be­
trieben, den Schirrhöfen, zum Zwecke 
der Bodenverbesserung und -Stabilisie­
rung durchgeführt wird. 

Am 7. Februar 1990 wurde zwischen 
dem Rheinischen Landwirtschaftsver­
band und der Rheinbraun unter Mitwir­
kung der Landwirtschaftskammer 
Rheinland eine "Vereinbarung über die 
Gewährleistung für landwirtschaftli­
che Neulandböden" abgeschlossen, 
welche zunächst für 20 Jahre gi 1 t. Diese 
bildet die Grundlage für die Absiche­
rung der Landwirte bei auftretenden 
Rekultivierungsmängeln wie Verdich­
tungen, Vernässungen, Mulden und 
Steinen, die die Bewirtschaftung und 
den Ertrag der Neulandböden beein­
trächtigen(§ 3). Rechte und Ansprüche 
müssen von den Landwirten innerhalb 
von zehn Jahren geltend gemacht 
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aIID Weller 

E3 Weller geplant 

• • Gruppen11edlung 

werden. Weitere acht Jahre besteht ein 
Anspruch auf die Beseitigung ertrags­
mindernder und bewirtschaftungs­
behindernder Mulden(§ 8). 

Landwirte, die schon über unterschied­
liche Zeitspannen Neuland bewirt­
schafteten, unterstrichen generell die 
Ertragsfähigkeit rekultivierter Böden. 
Um Erträge wie auf Altland zu erzie­
len, ist aber ein Mehraufwand an 
chemischer und natürlicher Düngung, 
der Einsatz geeigneter Maschinen und 
das Einhalten bestimmter Bewirtschaf­
tungsregeln erforderlich. Dünger, 
Maschinenbedarf und -verschleiß ver­
ursachen Mehrkosten bei der Bewirt­
schaftung, welche sich z. T. aus der 
1 500 DM/ha Starthilfe bei Neuland­
bewirtschaftung auffangen lassen. 

Der Anbau von Kartoffeln und Gemüse 
sowie Sonderkulturen ist nicht unein­
geschränkt möglich. Somit waren zu-

Tagebau Zukunft-Weot 
1987 

mindest vorübergehend einige Land­
wirte im Westrevier gezwungen, ihre 
Produktpalette zu ändern. Beim Kar­
toffelanbau beispielsweise waren Qua­
lität und Quantität der Ernte nicht zu­
friedenstellend ( 17). 

Bis zum 1.1.1990 wurden im Westre­
vier insgesamt 4 250 ha Fläche bean­
sprucht, davon 3 990 landwirtschaft­
liche Nutzfläche. Durch Rekultivie­
rung konnten bis dahin 2 500 ha 
wieder nutzbar gemacht werden. Aller­
dings entfielen nur 1 920 ha auf land­
wirtschaftliche Flächen (siehe Abb.). 
Bis zum 1.1.2020 sollen insgesamt 
6 150 ha LF bergbaulich beansprucht 
werden, 4 530 ha landwirtschaftlich 
rekultiviert sein. Selbst wenn die noch 
1 140 ha Betriebsfläche vollkommen 
landwirtschaftlich rekultiviert würden, 
bliebe für die Landwirtschaft ein Flä­
chendefizit von 480 ha bestehen. 
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Flurbereinigung 

Neuordnung und Rückgabe der dem 
Bergbau zur Nutzung überlassenen 
Flächen und die Ausgestaltung des 
Wege- und Gewässemetzes s_owie 
landschaftspflegerische Begleitpla­
nungen erfolgen im Rahmen von Flur­
bereinigungsverfahren. In der Reg~I 
wird für die Neuordnung der rekulti­
vierten Flächen das vereinfachte 
Flurbereinigungsverfahren nach § 86 
FlurbG eingeleitet, da es von einem 
Verursacher, dem Bergbautreibenden, 
ausgelöst wurde ( 18). 

Die Flurbereinigungsverfahren erfas­
sen in den meisten Fällen auch die 
Randbereiche der Tagebaue (19). Der 
Flächenanspruch der einzelnen Grund­
besitzer wurde beim Abschluß der 
bergbaulichen Überlassungsv~rträge 
vereinbart. zur Flächenermittlung 

Flurbereinigung Zukunft-West 

werden die nach der Reichsboden­
schätzung bewerteten Altlandflächen 
aufgrund ihrer Bodenwertzahl in bis zu 
zehn Werteklassen unterteilt. Jeder 
Klasse wird eine Werteverhältniszahl 
zugeteilt. Bei Neulandflächen erfol?t 
die Festlegung der Bodengüte m 
Anlehnung an schon bewertete Neu­
landflächen. Um Bewirtschaftungs­
schwierigkeiten auf Neuland abzugel­
ten wird die Qualität des Bodens 
je;eils eine Werteklasse niedriger e!n­
gestuft. Über die Werte~assen ~i~d 
dann ein dem Altlandante1l wertmafüg 
entsprechender Neulandanteil ermit­
telt. 

Im Westrevier wurden für die Zurück­
gabe der rekultivierten Flächen des 
Tagebaus Zukunft-West in den letzten 
30 Jahren vier Flurbereinigungsverfah­
ren eingeleitet. 

Rekultivierung 
Westrevier 

Der Tagebau Inden 
_ Räumlicher Teilabschnitt II 

Im März 1990 erteilte die Landesregie­
rung die Abbaugenehmigung für den 
2. Teilabschnitt des Tagebaus Inden. 
Mit der Jahrtausendwende wird der 
Tagebau somit an seinen Ausgangs­
punkt im Westrevier zurückkehren. 
Das Abbaugebiet wird sich nahtlos an 
den ersten Teilabschnitt anfügen. Der 
Abbaubereich, in den die Orte Inden, 
Altdorf und Pier fallen, umfaßt rund 
1 ?80 ha. 82 % der Fläche werden 
landwirtschaftlich genutzt (20). 

1985 ermittelte die Landwirtschafts­
kammer (21) insgesamt 103 Betriebe, 
die durch den Tagebau Inden II beein­
trächtigt würden, davon lagen 50 im 
Abbaugebiet. Bis Anfang 1991 w~en 
bereits sieben Umsiedlungen landw1rt-

Verfahren Einleitung Wege- und Gewässerplan Flurbereinigungsplan Größe in ha Beteiligte ca. 

Hehlrath 1960 1967 1972 616 200 

Kinzweiler 1974 1976 1979 867 240 

Warden/Niederrnerz 1974/1982 1982/ 1984 1985 1 040 280 

Fronhoven-Lohn 1984 1986 1990/1992 ""' 500 250 

Quelle: Amt für Agrarordnung Aachen 
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schaftlicher Betriebe erfolgt. Mehrere 
Betriebsleiter bekundeten ihre Bereit­
schaft, von Voll- auf Nebenerwerbsbe­
triebe umzustellen bzw. den Betrieb 
aufzugeben. Für Nebenerwerbsland­
wirte wurde ein Umsiedlungsweiler am 
südlichen Ortsrand des Indener Um­
siedlungsstandorts ausgewiesen. Laut 
Braunkohlenplan sollen für Voller­
werbsbetriebe Flächen des rekultivier­
ten Bereichs von Inden I angeboten 
werden. 

Resumee 

Die Auswirkungen des Braunkohlen­
bergbaus auf die Landwirtschaft sind 
vielfältig. Bereits Jahre vor dem eigent­
lichen Abbau der Braunkohle und der 
Umsiedlung fallen erste Flächen an den 
Bergbautreibenden. Die Nutzfläche ist 
ständig Schwankungen unterworfen, 
was die betriebliche Planung er­
schwert. Ein großer Unsicherheits­
faktor ist das im Rheinischen Revier 
weit verbreitete Pachtland; besonders 
nach der Umsiedlung ist es problema­
tisch, am Umsiedlungsstandort Fläche 
anzupachten. Mangelnde Investitions­
bereitschaft am alten Standort er­
schwert die Bewirtschaftung und wirkt 
sich zudem negativ auf die Entschädi­
gungssumme aus. 

Nach der Rekultivierung wird der 
Boden nach mehrjähriger Zwischenbe­
wirtschaftung den meist in einen 
Weiler oder eine Gruppenansiedlung 
umgesiedelten Landwirten zur Bear­
beitung überlassen. Generell ist eine 
umsichtige Bewirtschaftung der Flä­
chen erforderlich. 

Den Landwirten des Westreviers ist es 
gelungen, trotz zusätzlicher Belastun­
gen erfolgreich in der Landwirtschaft 
tätig zu bleiben. Auch nach dem Braun­
kohlenabbau wird die Landwirtschaft 
im Westrevier weiterhin ihren festen 
Platz haben. 
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